
mit der Partei und ihren Inhalten kratzen
häufig nur an der Oberfläche. Umso
wichtiger bleibt es, ihren Populismus
stärker zu analysieren. Daran müssen
sich sowohl die Sozialdemokraten beteili-
gen als auch jene Parteien, die Koalitionen
mit der „Linken“ klar ausschließen.

„Linke“ und Diktatur
Nach wie vor versucht die „Linke“, den
Aufbau der SED-Diktatur mitsamt Ent-
eignungen auf „antifaschistische“ Art zu
rechtfertigen, womit sie sich selbst aus-
drücklich in die SED-Tradition rückt:
„Wir knüpfen an das Engagement all je-
ner an, die sich an der Niederschlagung
der verbrecherischen faschistischen Dik-
tatur beteiligten und sich für die Beseiti-
gung der Ursachen des Faschismus ein-
gesetzt haben und einsetzen.“ Damit
übergeht sie Opfer der damaligen „Um-
wälzungen“ – darunter befanden sich,
wie die „Linke“ verschweigt, neben tief-
braunen Nationalsozialisten zahlreiche
Demokraten, die sich dem SED-Machtan-
spruch verweigerten. Bis heute versäumt
es die „Linke“, sich intellektuell von der
SED vollständig zu emanzipieren. Der
„Beitritt der DDR zur BRD“ habe, so
befindet die „Linke“ heute, „vielfältige
direkte gesellschaftspolitische Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Menschen in
Ostdeutschland zerstört“. Die SED-Dik-
tatur als Vorbild demokratischer Partizi-
pation? 

Die „Linke“ fordert zwar, Menschen-
rechte überall zu achten und Menschen-
rechtsverletzungen zu ächten – so heißt 

Ein Gespenst geht um in Deutschland:
„Die Linke.“ Bereits ihr Name und ihr
Parteivorsitzender Oskar Lafontaine (ge-
meinsam mit Lothar Bisky) irritieren,
provozieren und erschrecken viele Be-
obachter – vor allem in der SPD, aber
auch anderswo. Hervorgegangen aus
PDS und WASG, droht die alt-neue
Kraft, die herkömmliche Parteienland-
schaft in Deutschland kräftig umzupflü-
gen. Im Osten feiert sie als PDS bereits
seit 1990 fast stetig wachsende Wahl-
erfolge; dort entsteigt sie seither beinahe
bruchlos den Trümmern der SED-Dikta-
tur; mancherorts agiert(e) sie sogar als
Koalitionspartner in Landesregierungen.
Bei der Bundestagswahl 2005 errang sie
erstmals sogar im Westen 4,9 Prozent –
mit der WASG im Schlepptau, die einige
ihrer Vertreter auf PDS-Listen platziert
hatte. Bundesweit überwand sie damals
locker die Sperrklausel. 

Erstmals mit je einem west- und ost-
deutschen Spitzenkandidaten (Lafon-
taine und Gregor Gysi) angetreten, ge-
langte sie in Fraktionsstärke in den
Bundestag – anders als bei der Bun-
destagswahl 2002. Im Mai 2007 gelangte
die „Linke“ damals als Linkspartei/PDS
bei der Bürgerschaftswahl in Bremen erst-
mals in ein westdeutsches Landesparla-
ment – in Fraktionsstärke; ohne Hilfe der
WASG scheiterte die PDS zuvor stets bei
Landtagswahlen in Westdeutschland.
Kurz: Die „Linke“ wittert Morgenluft.
Bislang kann die „Linke“ ihre Propa-
ganda allzu oft unwidersprochen verbrei-
ten. Öffentliche Auseinandersetzungen
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es in ihren programmatischen Eckpunk-
ten: „Wir haben aus der Geschichte ge-
lernt: Respekt vor den Ansichten Anders-
denkender ist Voraussetzung für Befrei-
ung […] Menschenrechte und Gerechtig-
keit sind für uns unteilbar.“ Doch nach-
dem André Brie und weitere Europaab-
geordnete der „Linken“ sowie anderer
Fraktionen die kubanische Diktatur kriti-
siert und eine entsprechende Resolution
verabschiedet hatten, betonte Bisky für
die „Linke“ deren Nähe zur kubanischen
„Volksdemokratie“: „Alle Mitglieder der
Linkspartei.PDS begleiten die Entwick-
lungen auf Kuba mit großer Solidarität
und tiefempfundener Sympathie […] Die
Mitglieder und Sympathisanten der
Linkspartei werden ihre aktive solidari-
sche Unterstützung des kubanischen Vol-
kes fortsetzen. Die Linkspartei.PDS ist
und bleibt ein verlässlicher Freund und
Partner Kubas.“ André Brie, Chefideo-
loge der „Linken“, entgegnete: „Eine
linke Partei, die die Fehler der SED über-
wunden haben will, muss gerade einem
Land, das sich sozialistisch nennt, kritisch
gegenüberstehen, wenn es Menschen-
rechtsverletzungen begeht. Und das ge-
schieht auf Kuba […] Die PDS hat trotz
vieler Erklärungen kein wirkliches Ver-
hältnis zu Menschenrechten entwickelt.“ 

Eine Unterorganisation der „Linken“,
„Cuba si“, die auf ihrer Homepage diverse
Reden Fidel Castros anpreist und veröf-
fentlicht, formuliert noch deutlicher und
offensiver als der eigene Parteivorstand:
Sie verurteilt „aufs Schärfste die ,Ent-
schließung des Europaparlaments zur
Haltung der EU gegenüber der kubani-
schen Regierung‘, vom 2. Februar 2006, in
der die kubanische Regierung in anma-
ßendem Stil und arroganter Rhetorik auf-
gefordert wird, eine Reihe von Bedingun-
gen zu erfüllen, die nach Ansicht der ho-
norablen Mitglieder des Europäischen
Parlaments notwendig sind, um die ku-
banische Demokratie und die Einhaltung
der Menschenrechte voranzutreiben. Die-

ser Anspruch ist absurd, denn Kuba
ebenso wie Venezuela und Bolivien sind
Teil eines allgemeinen Demokratisie-
rungs- und Entwicklungsprozesses in La-
teinamerika, der durch diesen Entschluss
des Europaparlaments gezielt attackiert
wird […] Wir fordern alle demokratischen
und friedliebenden Menschen in der
Linkspartei und in der Bundesrepublik
Deutschland und europaweit auf, den
kriegstreiberischen Kräften des Europä-
ischen Parlaments und seiner Regierun-
gen entgegenzutreten und das Recht auf
friedliche Entwicklung aller Menschen in
der Weltgesellschaft zu garantieren.“ 

Hohn auf Menschenrechte
Nach wie vor hofiert die „Linke“ kom-
munistische Diktatoren und verhöhnt
Opfer von massiven Menschenrechtsver-
letzungen. Auf dem Vereinigungspartei-
tag der „Linken“ begrüßte Gysi als Gäste
unter anderem Vertreter der kommunis-
tischen Parteien Chinas, Kubas und Russ-
lands. Im September 2007 flog Lafontaine
nach Kuba, weil er „an der Entwicklung
des Sozialismus des einundzwanzigsten
Jahrhunderts interessiert“ sei, womit er
demonstriert, was er unter Sozialismus
versteht – Sozialismus heißt ja das zen-
trale Ziel der „Linken“. Auf Kuba mo-
nierte Lafontaine, Vertreter der gemäßig-
ten Parteien in Deutschland würden
„Menschenrechtsfragen wichtigtuerisch
instrumentalisieren“, um die „Linke“ zu
„diffamieren“. Damit offenbart Lafon-
taine, wie unglaubwürdig seine Partei mit
Menschenrechten umgeht. 

Jüngst ehrte Bisky den Chef der
„DDR“-Auslandsspionage und stellver-
tretenden Chef der Staatssicherheit, Mar-
kus Wolf, der im November 2006 starb:
Ohne Wolfs große Mitverantwortung für
schwerste Menschenrechtsverletzungen
zu erwähnen, charakterisiert ihn Bisky
lediglich als einen „Kämpfer gegen das
Nazi-Regime, Chef der Aufklärung der
Staatssicherheit, also voller Widersprü-
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che“. Als Pazifismus getarnt, polemisierte
die „Linke“ jüngst gegen die Berliner
Ehrenbürgerschaft Wolf Biermanns. 

„Linke“ und Demokratie
Die „Linke“ definiert Demokratie anders
als westliche Demokraten und versucht,
deren Demokratiebegriff zu diskredi-
tieren. Bereits in den programmatischen
Eckpunkten der „Linken“ heißt es: „Un-
sere Gesellschaft ist wie viele andere in der
Welt von Massenarbeitslosigkeit, von
wirtschaftlichen und kulturellen Spal-
tungen geprägt […] Krieg ist wieder zum
Mittel der Politik geworden. Imperiale
Politik und Fundamentalismus verstär-
ken sich gegenseitig. Unsere Alternative
zu diesem entfesselten Kapitalismus ist
die […] konsequent demokratische Ge-
staltung der Gesellschaft.“ Im Kern unter-
stellt die „Linke“, nur Sozialismus er-
mögliche und führe zur Demokratie: „De-
mokratie und Sozialismus bedingen ein-
ander“; „Sozialismus und Demokratie“
sind für die Partei „unteilbar“. Damit
pocht der Demokratiebegriff der „Linken“
auf einen dogmatischen Alleinvertre-

tungsanspruch nach der Devise: „Ohne
Sozialismus keine Demokratie.“ Letzt-
lich will die „Linke“ den „Kapitalismus“,
also Demokratie und (soziale) Markt-
wirtschaft, „überwinden“ und durch ih-
ren „Sozialismus“ ersetzen; der „Kapita-
lismus“ dürfe nicht das letzte Wort der
Geschichte sein. 

Im Wahlkampf nennt Lafontaine
Bundestagsabgeordnete „Plapperfritzen“
und „Schweinebande“; wer sie alle in ei-
nen Sack steckte und draufhaute, träfe im-
mer den Richtigen. Wenn das deutsche
Parlament politische Beschlüsse gegen
demoskopische Mehrheiten fällt und da-
mit politische Führungskraft beweist,
erklärt Lafontaine: „Immer entscheiden
zwei Drittel des Deutschen Bundestages
gegen die große Mehrheit der deutschen
Bevölkerung. Die Demokratie ist in der
Krise.“ Die „Linke“ will die (repräsenta-
tive) Demokratie durch Überforderung
schwächen. So fordert sie: „Für Um-
weltorganisationen, Verbraucherverbän-
de, Gewerkschaften, Vereine und andere
zivilgesellschaftliche Kräfte sowie Bürge-
rinnen und Bürger wollen wir demokra-
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tische Planungs-, Kontroll- und Ein-
spruchsrechte.“ Dazu gehört vor allem die
Forderung der „Linken“, ein „Recht auf
den politischen Streik“ einzuführen. La-
fontaine übergeht grundlegende Unter-
schiede, indem er konstatiert, „wenn wir
über die Fehlleistungen vergangener Sys-
teme nachdenken, dann war es die, dass
man zu wenig Machtkontrolle in die poli-
tischen Systeme eingebaut hat. Das gilt
nicht nur für den Osten, das gilt genauso
für den Westen, das gilt auch heute noch
vielerorts auf der Welt.“

Auf einer Veranstaltung der Rosa-
Luxemburg-Stiftung verlas 2007 Heinrich
Fink, ehemaliges Mitglied der PDS-Bun-
destagsfraktion, ein Grußwort, das an die
Versammelten gerichtet war – Autor des
Textes: der inhaftierte RAF-Terrorist
Christian Klar, der bis heute den genauen
Hergang von Mordfällen verschweigt,
die er und andere RAF-Mitglieder began-
gen haben. Klars Grußwort ist in der
Sprache der früheren Bekennerschreiben
verfasst. Als Politiker der gemäßigten
Parteien daraufhin Fink und Klar deut-
lich kritisierten, entgegnete der PDS-Poli-
tiker, „dass Klar weiter wegen seiner po-
litischen Haltung einsitzt“. Bereits die
SED pflegte bekanntlich enge Kontakte
zur RAF. Immer wieder wettert die
„Linke“ in rechtsextremer Diktion gegen
„Siegerjustiz“, obwohl die meisten Täter
der SED-Diktatur heute frei herumlaufen.

„Linke“ und 
soziale Marktwirtschaft
Die „Linke“ agiert und agitiert als dezi-
diert antikapitalistische Kraft. Sie ver-
spricht fast alles. Sie nährt Null-Tarif-
Illusionen. So fordert sie, „gebührenfreie
ganztägige Betreuung in Kindertages-
stätten“, „Lehrmittelfreiheit an den Schu-
len“, „kostenfreie Bildung“, eine „Aus-
bildungsplatzumlage“, „höhere Real-
löhne und Arbeitszeitverkürzung“, einen
„bedarfsgerechten Ausbau öffentlicher
Dienstleistungen“, einen „gesetzlichen

Mindestlohn“, eine neue „Vermögen-
steuer“, eine höhere Erbschafts- und einen
höheren Spitzensteuersatz, eine „steuer-
finanzierte, bedarfsorientierte soziale
Grundsicherung“, höhere Renten, ein
„Renteneintrittsalter ab sechzig Jahren,
ohne Abschläge“ und „soziale Grund-
rechte“ im Grundgesetz, darunter das
Recht auf „unentgeltliche Bildung“. Zwar
will die „Linke“ mittelständische Unter-
nehmen fördern. Doch finden sich in ihrer
Programmatik viele weitere Folterwerk-
zeuge gegen Arbeit-Geber. Damit fungiert
sie als Investorenschreck, der Beschäfti-
gung per saldo senkt statt steigert, unter
anderem durch mehr Mitbestimmung
(„Wirtschaftsdemokratie“) – Investoren,
die Arbeitsplätze schaffen, verfügen über
mindestens drei Mittel gegen verschlech-
terte Bedingungen: Investitionsverweige-
rung, Auswanderung oder Schwarzar-
beit. 

Um die besser verdienende SED- und
Stasi-Klientel sowie ihre Sympathisanten
zu erfreuen, kritisiert die „Linke“ angeb-
liche „Diskriminierungen der Ostdeut-
schen im Rentenrecht“. Beinahe selbst-
verständlich: Die „Linke“ wendet sich so-
wohl gegen eine „Politik des ,Forderns
und Förderns‘“ als auch gegen „Studien-
gebühren in jeder Form“; sie verlangt
nach mehr öffentlicher Finanzierung für
Weiterbildung und Hochschulen („De-
mokratisierung der Hochschulen“). Im
Unterschied zur „Linken“ forderte bereits
Karl Marx Studienbeiträge, die heute
üblicherweise sozialverträglich gestaltet
sind: „Wenn höhere Unterrichtsanstalten
unentgeltlich sind, so heißt das faktisch,
den höheren Klassen ihre Erziehungskos-
ten aus dem allgemeinen Steuersäckel zu
bestreiten.“ Kennt die „Linke“ ihre Klas-
siker nicht? 

Außen-, Sicherheits- 
und Europapolitik der „Linken“ 
Die „Linke“ präsentiert sich als pazifisti-
sche Partei. Wie Gysi betont, ist seine Par-
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tei „im Unterschied zu den anderen Par-
teien […] der Auffassung, mittels Krieg
kann man keine Probleme lösen. Deshalb
sind wir eine strikte Friedenspartei […]
das steht auch so im Grundgesetz!“ Mit
demselben Tenor bemängelt Lafontaine
die bundesdeutsche „Beteiligung an völ-
kerrechtswidrigen Kriegen“. Weiter kriti-
siert die „Linke“ die angebliche „Milita-
risierung der deutschen Außenpolitik“
und erklärt sogar: „Die Bundeswehr darf
nicht weiter für Militärinterventionen im
Ausland eingesetzt werden […]. Militär-
bündnisse wie die NATO wollen wir
überwinden.“ Dass die NATO gerade
auch eine Wertegemeinschaft ist, ver-
schweigt die „Linke“; ebenso übergeht
sie, wie stark Diktaturen in der UNO
dominieren und immer wieder UNO-
Beschlüsse verhindern.

In ihren programmatischen Eckpunk-
ten beklagt seine Partei: „Krieg ist wieder
zum Mittel der Politik geworden. Impe-
riale Politik und Fundamentalismus ver-
stärken sich wechselseitig.“ Ohne zwi-
schen Demokratie und Diktatur zu diffe-
renzieren, ohne mörderische Methoden
der Taliban zu erwähnen, ohne die zen-
tralen Ziele des demokratischen Antiter-
rorkampfes anzudeuten, erläutert die
„Linke“, warum es nach ihrer Ansicht in
der Welt immer wieder zu Unfrieden
kommt – und nennt mit USA und Kapita-
lismus zwei Haupturheber: „Die imperi-
ale Politik unter Führung der Vereinigten
Staaten von Amerika zielt auf eine ganz
der Kapitalverwertung untergeordnete
Welt, auf die ungehinderte Verfügung
über Rohstoffe und Energieträger, auf
Ausweitung von Herrschaft und Ein-
flusssphären. Aufgekündigt ist die Norm
des Völkerrechts, die jeden Angriffskrieg

verbietet.“ Wer so formuliert, sollte gele-
gentlich die Frage beantworten, wo es
zum Beispiel in Bosnien massenhafte Öl-
quellen gibt und wer welche okkupiert
hat.

Lafontaines Bemerkung, dem Iran
müsse es erlaubt sein, Atomwaffen zu er-
langen, weil Israel über Atomwaffen ver-
füge, stellt die Diktatur Iran und die
rechtsstaatliche Demokratie Israel auf
eine Stufe. Die „Linke“ beklagt die „neo-
liberale Ausrichtung der Europäischen
Integration“. Deshalb verlangt Partei-
und Fraktionschef Lafontaine nach einer
europäischen Wirtschaftsregierung, „die
verbindliche Leitlinien für die Mitglieds-
staaten erlässt“; ebenso plädiert er für ei-
nen „deutsch-französischen Bund“ – zu-
gleich moniert Lafontaine mit antiameri-
kanischer Attitüde: „Auch nach der Ein-
heit ist die Bundesrepublik immer noch
kein souveränes Land.“ 

Das „Volk“, fordert Lafontaine im ni-
vellierenden Kollektivsingular, solle über
eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der
EU ebenso abstimmen wie über die Euro-
päische Verfassung. Zu lange habe
Deutschland es „versäumt, die Menschen
bei dem Fortgang der europäischen Eini-
gung zu beteiligen. Diesbezüglich wurde
bislang alles in undemokratischer Weise
über die Köpfe der Bevölkerung hinweg
entschieden.“ Damit unterstreicht er
seine Distanz zur repräsentativen Demo-
kratie. Fazit: Beharrlich weigert sich die
„Linke“, jegliche Unrechtsregime klar zu
verurteilen. Sie ist bislang weit davon ent-
fernt, eine lupenrein demokratische (und
damit antiextremistische) Partei zu sein;
ihre Ablehnung der Demokratie ist gele-
gentlich subtil, aber durchsäuert ihre ge-
samte Programmatik.
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